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Rülke: Kommunale Finanzgeschäfte, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet
sind, müssen verboten werden

Landtag berät Gesetzentwurf der FDP-Fraktion - Mehr Rechtssicherheit schaffen - In einer
Landtagsdebatte über einen Gesetzentwurf der FDP-Landtagsfraktion hat sich der Fraktionsvorsitzende
Dr. Hans-Ulrich Rülke dafür ausgesprochen, den Kommunen des Landes spekulative
Finanzderivatgeschäfte zu untersagen. „Finanzgeschäfte, die auf Ge-winnerzielung ausgerichtet sind,
müssen klipp und klar verboten werden“, sagte Rülke. Und: „Dieses Verbot soll in Paragraph 77 der
Gemeindeordnung explizit verankert und durch die Rechtsfolge der Nichtigkeit verbotswidriger Geschäfte
wirksam ausgestaltet werden“. Damit gehe der Gesetzentwurf der FDP-Landtagsfraktion über die
Regelungen der Gemeindeordnung und der Kommunalaufsicht hinaus. Schadenersatzansprüche könnten
nicht mehr mit dem Hinweis auf (angeblich) ausführliche Beratungsgespräche, in denen die
Funktionsweise wie die Risiken entsprechender Produkte umfassend dargestellt worden seien,
abgewehrt werden. Somit werde ein wirksamer Beitrag zur Rechtssicherheit geleistet.

„Damit ist zugleich sichergestellt, dass Banken kein Interesse mehr daran haben könnten, Kommunen
entsprechend spekulative Papiere zu verkaufen“, so Rülke weiter. Aufgrund von Verweisungen in den
einschlägigen Gesetzen gelte die Vorschrift auch für Landkreise, Zweckverbände und Eigenbetriebe. Für
kommunale Unternehmen in privater Rechtsform werde Paragraph 102 der Gemeindeordnung
entsprechend ergänzt.Aus Rülkes Sicht sei diese Initiative notwendig, weil in den vergangenen Jahren
zunehmend kommunale Kämmerer durch Banken geködert wurden, solche Geschäfte abzuschließen,
um angeblich Zinsen zu sparen. „Mit unserem Gesetzentwurf schaffen wir ein Mehr an Rechtsklarheit“,
so der Fraktionsvorsitzende. Das Aufkommen von Derivategeschäften auf kommunaler Ebene mache
eine klarstellende gesetzliche Regelung notwendig. Künftig solle nur noch die Absicherung von
Zinsänderungsrisiken zulässig sein.


